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Antrag 

der Abgeordneten Irmingard Schewe-Gerigk, Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn), 
Matthias Berninger, Annelie Buntenbach, Andrea Fischer (Berlin), Rita Grießhaber, 
Monika Knoche, Christa Nickels, Simone Probst, Halo Saibold, Christine Scheel, 
Werner Schulz (Berlin), Marina Steindor, Margareta Wolf (Frankfurt) und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


V 

Ausbildungsreform in den Pfiegeberufen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest; 

1, Die Ausbildungssituation in der Altenpflege ist derzeit höchst 
problematisch. Es fehlen nicht nur Pflegekräfte in der Alten- 
pflege, sondern es fehlen vor allem qualifizierte Pflegekräfte. 
In den nächsten 10 bis 15 Jahren wird ein Mehrbedarf von mehr 
als 100 000 Fachkräften in der Altenpflege prognostiziert. Der- 
zeit unzureichende Ausbildungen werden den hohen fachli- 
chen Anforderungen in der Altenpflege nicht gerecht. Bisher 
gibt es nur länderspezifische Regelungen, die zu völlig unter- 
schiedlichen und in ihrer Qualität nicht mehr vergleichbaren 
Abschlüssen führen. Überdies werden die Auszubildenden da- 
durch benachteihgt, daß nur in vergleichsweise wenigen Län- 
dern eine Ausbildungsvergütung gezahlt wird. Der derzeitige 
Beruf der Altenpflegerin/des Altenpflegers wird zu mehr als 
85 % von Frauen ausgeübt. Frauenpolitisch gesehen ist er eine 
Sackgasse: Negative Merkmale der sog. Frauenberufe, wie 
niedrigeres Qualifikationsniveau und niedrige Bezahlung, 
werden in der Altenpflege festgeschrieben. Im Hinblick auf 
eine Prof essionahsierung der Pflege ist die Vereinheitlichung 
der Ausbildungen und die Qualitätssicherung in der Alten- 
pflege durch eine bundeseinheitliche Neuregelung dringend 
erforderlich. 

2. Die veränderten Anforderungen an die Pflege machen nicht 
nur eine Reform der Altenpflegeausbildung notwendig, son- 
dern eine grundsätzliche Reform der Ausbildungen in den pfle- 
gerischen Berufen. Aufgrund der demographischen Entwick- 
lung sowie anderer Faktoren haben sich die Anforderungen an 
die Pflege im stationären und im ambulanten Bereich qualita- 
tiv sehr stark verändert. Hilfe- und Betreuungsbedürfnisse wer- 
den immer komplexer: Mit dem Aufbau und dem Ausbau am- 
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bulanter Versorgung in den 80er Jahren setzte ein Wandel hin 
zu einer Dezentralisierung pflegerischer Versorgung ein. Im- 
mer mehr ältere Menschen bleiben möglichst lange in der ei- 
genen Häuslichkeit. Im ambulanten Bereich erlangen durch 
die Ausweitung der häuslichen Pflegearbeit mit der Einführung 
der Pflegeversicherung hauspflegerische Tätigkeiten im 
Grenzbereich zwischen traditioneller Altenkrankenpflege und 
Hauswirtschaft zunehmende Bedeutung. Dadurch verändert 
sich wiederum die Klientenstruktur im stationären Bereich. Der 
Anteil an sehr alten, schwerpflegebedürftigen, bettlägerigen 
Patientinnen und Patienten sowie an schwerpflegebedürfti- 
gen, dementen, aber physisch hochaktiven Personen steigt. Al- 
tenpflege entwickelt sich hier zur Altenkrankenpflege und zur 
gerontopsychiatrischen Pflege. Dazu kommt ein wachsender 
Pflegebedarf bei den behinderten alten Menschen. Jetzt schon 
sind 75 % der 6,5 Millionen schwerbehinderter Menschen über 
55 Jahre alt. Die tägliche Pflegepraxis verlangt somit auch im- 
mer mehr rehabilitationspädagogische Kenntnisse, so daß Tei- 
le des bisherigen Berufsbilds der Heilerziehungspflegerinnen 
und -pfleger dem neuen Ausbildungsmodell Zuwachsen. 

3. Neben schlechten Arbeitsbedingungen verursacht gerade der 
qualitative Pflegenotstand Berufsflucht und Burn-Out-Syndro- 
me. Nach einer neuen Längsschnittuntersuchung des Bun- 
desinstituts für Berufsbildung muß davon ausgegangen wer- 
den, daß nach 5jähriger Verweildauer im Beruf ein 
vollständiger Ausbildungsjahrgang in der Altenpflege den Be- 
ruf wieder verläßt. Im letzten Jahr der Ausbildung plant bereits 
ein Drittel der Auszubildenden den Abbruch der Ausbildung, 
im ersten Berufsjahr planen mehr als 25 % eines Ausbildungs- 
jahrgangs die Berufsaufgabe (Becker/Meifort, 1997, Alten- 
pflege: Eine Arbeit wie jede andere? Ein Beruf fürs Leben?, Be- 
richte zur beruflichen Bildung, Bd. 200). Eine rein quantitative 
Ausdehnung der vorhandenen Aus- und Weiterbildungsgän- 
ge ist deshalb keine Lösung. Die Entwicklungen machen deut- 
lich, daß es qualitative Veränderungen geben muß. 

4. Auch die Situation im Weiterbildungsbereich stellt sich in der 
Altenpflege problematisch dar. Weiterbildungsmöglichkeiten 
in der Altenpflege existieren nicht in ausreichendem Maße. 
Darüber hinaus sind die Weiterbildungen in den meisten Bun- 
desländern nicht landesgesetzlich geregelt. Dies führt zu einer 
Uneinheitlichkeit in bezug auf die Anerkennung der Weiter- 
bildungsabschlüsse in den einzelnen Bundesländern. Die vor- 
handenen Weiterbildungsregelungen enthalten zudem nur 
wenig konkrete bzw. keine Angaben zu den inhaltlichen 
Schwerpunkten und zur Ausgestaltung der Weiterbildungs- 
maßnahmen (Kühnert u.a., 1996, Strukturreform der Pflege- 
ausbildunqen, Hq. Ministerium für Arbeit, Gesundheit, Sozia- 
les NRW) 

Darüber hinaus ist die Durchlässigkeit des Berufsbildungssy- 
stems in den pflegerischen Berufen von der Berufsausbildung 
bis hin zur Hochschulausbildung und wissenschaftlichen Wei- 
terqualifikation nicht gegeben. 
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5. Der Gesetzentwurf des Bundesrates für eine bundeseinheit- 
liche Altenpflegeausbildung löst wesentliche Defizite der Aus- 
bildung in der Altenpflege nicht: 

a) Die Festlegung von Qualitätsstandards für die Altenpfle- 
geausbildung erfolgt hier nur äußerst unzureichend. Die 
Qualitätsstandards für die fachliche Qualifikation des un- 
terrichtenden und des ausbildenden Personals sind nicht 
ausreichend. Sie entsprechen in beiden Fällen nicht den 
Qualifikationsanforderungen derjenigen Lehrkräfte, die im 
Rahmen des dualen Systems unterrichten. Als Lehrkräfte 
in den Altenpflegeschulen werden keine Lehrkräfte mit 
dem Lehramtsabschluß für berufüche Schulen vorgeschrie- 
ben, sondern lediglich „pädagogisch qualifizierte Fach- 
kräfte". Bezüglich der Fachpraktika in den verschiedenen 
Einrichtungen sind darüber hinaus keinerlei Eignungs- 
kriterien für das Lehrpersonal festgelegt. 

b) Auch die Integration zwischen theoretischer und prakti- 
scher Ausbildung ist nicht ausreichend gewährleistet. Die 
Inhalte und die Form, wie die Ausbildung gestaltet werden 
soll, sind dort kaum konkretisiert. Die Inhalte der theoreti- 
schen und der praktischen Ausbildung werden nicht auf- 
einander abgestimmt. Der Entwurf macht außerdem keine 
Vorgaben, zu welchen Stundenanteilen die praktische Aus- 
bildung in den jeweiligen Einrichtungen abgeleistet wer- 
den muß. Dies schafft wiederum die Möglichkeit zu län- 
der-, institutionen- und verbandsspezifischen Regelungen. 
Die Struktur des Ausbildungsgangs, die bestimmt wird 
durch Lehrpläne sowie die Organisation der Praxis ant eile, 
ist somit nicht einheitlich geregelt. Das Ziel der Bundes- 
einheitlichkeit wird unterlaufen. 

c) Die einjährige Kurzausbildung zur Altenpflegehelferin 
bzw. zum Altenpflegehelfer, die der Bundesrat darüber hin- 
aus vorschlägt, wird in keiner Weise den fachlichen Anfor- 
derungen gerecht, die an den Pflegeberuf gestellt werden. 
Ein arbeitsteiliges Konzept von Fachpflege und Pflegehil- 
fe geht zudem nicht vom Leitbild einer ganzheitlichen und 
personenbezogenen Pflege aus. Das Ausbildungsziel ist 
darüber hinaus widersprüchlich: Einerseits soll die Aus- 
bildung zur qualifizierten Betreuung und Pflege alter 
Menschen befähigen, andererseits unter Anleitung einer 
Fachkraft stattfinden. Überdies überläßt der Gesetzentwurf 
die Altenpflegehelferinnen- und Altenpflegerhelferausbil- 
dung wieder den Ländern. Für sie gibt es damit noch nicht 
einmal bundeseinheitliche Ausbildungskriterien, obwohl 
die Ausbildung zu Helferinnen und Helfern mit einem Jahr 
auf eine bundes einheitliche Altenpflegeausbildung ange- 
rechnet werden soll. 

Ein neuer Helferinnen- bzw. Helferberuf mit Berufsbe- 
zeichnungsschutz trägt außerdem nicht zu einer Aufwer- 
tung und Professionalisierung des Pflegeberufs bei. Weder 
in Industrie, Handel oder Handwerk gibt es einen Helfe- 
rinnen- bzw. Helferberuf. Die Helferinnen- bzw. Helfer- 
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ausbildung in der Altenpflege ist lediglich das Einfallstor 
für eine „ Billigausbildung " , die wiederum vor allem die be- 
ruflichen Möglichkeiten von Frauen auf niedrigstem Ni- 
veau festschreibt. 

d) Durch die Schaffung einer bundeseinheitlichen Ausbil- 
dung für den Altenpflegeberufe hält der Bundesrat weiter- 
hin eng am Konzept der Einzelberuflichkeit in den Pflege- 
berufen fest. 

Pflegeausbildung von vornherein auf Alter der Zielgruppe 
oder nach Merkmalen wie Krankheit oder Pflegebedürf- 
tigkeit zu bestimmen, ist überholt: Es gibt weder eine ein- 
deutige Zielgruppe „alte Menschen" noch einen eindeutig 
definierten Hilfebedarf in der Altenpflege. Erstens sind 
Pflege und Betreuung hilfebedürftiger Menschen unter- 
schiedlichen Alters aus pflegewissenschaftlicher Sicht in 
weiten Teilen deckungsgleich, zweitens sind die Anforde- 
rungen an den pflegerischen Bedarf in einer Altersgruppe 
sehr differenziert (Meifort 1995, Reform der Altenpflege- 
ausbildung, Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, 
Nr. 5). 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ihre 

Politik nach folgenden Gesichtspunkten auszurichten: 

A. Es muß eine Neustrukturierung von Aus- und Weiterbildung 
in den Pflegeberufen geben. Ausgangspunkt dieser Neube- 
stimmung muß die Entwicklung einer bundeseinheitlichen 
dreijährigen berufsfeldbreiten Ausbildung sein, die sich nach 
folgenden Kriterien richtet: 

1. Die berufliche Bildung für die pflegerischen Berufe muß 
breite Grundqualifikationen vermitteln. Ein enger Bezug 
der Ausbüdung auf spezifische Lebensaltersgruppen oder 
eingegrenzte Bereiche wie Alter, Behinderung oder Le- 
bensraum (Familie) verhindert berufliche Entwicklungs- 
möglichkeiten und steht im Gegensatz zu den tatsächlichen 
beruflichen Anforderungen. 

2. In der Ausbildung für die pflegerischen Berufe muß der 
Ausbau der Prävention und Gesundheitsförderung stärker 
in den Vordergrund rücken. 

3. Die berufliche Ausbildung muß überdies ein breites Feld 
an berufsbezogenem Wissen vermitteln. Dazu gehören als 
Schlüsselqualifikationen eine stärkere Patientinnen- und 
Patienten- bzw. Klientinnen- und Klientenorientierung so- 
wie die systematische Stärkung beruflicher Reflexions- und 
Handlungskompetenzen. 

4. Einheitliche Qualitätsstandards für Ausbildungspersonal 
und Lehrstätten müssen gesichert werden: Voraussetzung 
für eine angemessene fachliche Qualifikation des auszu- 
bildenden Personals ist, daß der Unterricht an den berufli- 
chen Schulen von Lehrkräften mit einem Lehramtsabschluß 
für berufsbildende Schulen durchgeführt wird. In Einrich- 
tungen, in denen die praktische Ausbüdung durchgeführt 


4 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7418 


wird, müssen examinierte Fachkräfte mit einer arbeits- 
pädagogischen Zusatzqualifizierung für die Ausbildung 
zur Verfügung stehen. 

Die Qualitätsstandards der Ausbildung müssen sich eben- 
so auf die Festlegung von Ausbildungsinhalten und Orga- 
nisationsformen beziehen. Dazu sind bundesweit einheit- 
liche Rahmenlehrpläne für die schulische Ausbildung 
sowie Ausbildungsrahmenpläne für die praktische Ausbil- 
dung zu entwickeln. Die theoretische und die praktische 
Ausbildung müssen dabei in ihren Ausbildungsanteilen 
gleich gewichtet werden. Auch bundeseinheitliche diffe- 
renzierte Prüfungsanforderungen müssen geschaffen wer- 
den. 

5. Um die wesenthchen Mindeststandards für eine qualifi- 
zierte Ausbildung zu ermöglichen, müssen die neugeord- 
neten Pflegeberufe in das Regelsystem der beruflichen Bil- 
dung eingebunden werden. Das Berufsbüdungsgesetz 
bietet hierfür ein bundesweit vergleichbares Qualifikati- 
ons- und Qualitätsniveau für eine einheitliche Ausbil- 
dungsqualität. 

Darüber hinaus muß die Ausbildungsvergütung sicherge- 
stellt werden. 

6. Auf die geplante Einführung einer Ausbildung in der Al- 
tenpflegehilfe ist zu verzichten. Für die bereits in den Hel- 
ferinnen- und Helferberufen Tätigen sind Möglichkeiten 
zu eröffnen, in verkürzten Ausbildungsgängen den Ab- 
schluß einer dreijährigen qualifizierten pflegerischen Aus- 
büdung zu erreichen. Für die derzeit in einem Hilfsberuf 
Tätigen ist außerdem ein Rechtsanpruch auf Weiterbildung 
zu schaffen, um einen qualifizierten Ausbildungsabschluß 
zu ermöglichen. Darüber hinaus müssen für diejenigen, die 
Pflegearbeit leisten oder geleistet haben und die nicht über 
einen Ausbildungsabschluß verfügen, flexible Bildungs- 
konzepte vorgesehen werden, die an den persönlichen Vor- 
erfahrungen und bereits erworbenen Qualifikationen an- 
setzen, damit ein Ausbildungsabschluß noch erworben 
werden kann. 

B. Notwendig ist die Schaffung von Weiterbildungsmöglichkei- 
ten, die die Durchlässigkeit im Berufsfeld und damit berufliche 

Perspektiven ermöglichen. 

1. Zur Professionalisierung der Pflege sind Fort- und Weiter- 
bildung unverzichtbar. Es müssen umfassende Weiterbil- 
dungslehrgänge sowohl im Bereich der fachbezogenen 
Weiterbildung als auch der funktionsbezogenen Weiterbil- 
dung entwickelt werden. Die Weiterbildung muß hierfür in 
staatlich anerkannten betrieblichen oder überbetrieblichen 
Aus- bzw. Weiterbildungsstätten und Fachschulen durch- 
geführt werden. 


2. Die Rahmenbedingungen für alle abschlußbezogenen Wei- 
terbildungslehrgänge sind bundeseinheitlich zu regeln. 
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3 . Die Möglichkeit der Fort- und Weiterbildung muß rechtlich 
und finanziell abgesichert werden. Freistellung und Fi- 
nanzierung müssen dtirch die Arbeitgeberinnen und Ar- 
beitgeber erfolgen. In Fällen von abschlußbezogenen Wei- 
terbildungen muß darüber hinaus eine Förderung durch 
ausreichende Mittel nach dem Arbeitsförderungsgesetz er- 
folgen. 

C. Die vertikale Durchlässigkeit des Berufsbildungssystems von 
der Berufsausbildung bis zum Hochschulabschluß sowie die 
wissenschaftliche Weiterqualifikation sind auch für die Pfle- 
geberufe zu schaffen. 

1. Grundsätzlich muß hierbei das Prinzip der Gleichwertig- 
keit von berufüchen und allgemeinbildenden Bildungsab- 
schlüssen verfolgt werden. Mit dem erfolgreichen Abschluß 
einer dreijährigen Berufsausbildung wird die Berechtigung 
zur Aufnahme eines fachgebundenen Hochschulstudiums 
erworben. 

2. Schließlich muß die Einrichtung und der Ausbau von pfle- 
gewissenschafthchen Studiengängen vorangetrieben wer- 
den. 

Bonn, den 15. April 1997 


Irmingard Schewe-Gerigk 
Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) 

Matthias Berninger 
Annelie Buntenbach 
Andrea Fischer (Berlin) 

Rita Grießhaber 
Monika Knoche 
Christa Nickels 
Simone Probst 
Halo Saibold 
Christine Scheel 
Werner Schulz (Berlin) 

Marina Steindor 
Margareta Wolf (Frankfurt) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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